Begrindung

zum Bebauungsplan Hu 117
— verlangerte Arminiusstralde -,

Anderung Nr. 5
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Raumlicher Geltungsbereich und gegenwartige Situation

Der raumliche Geltungsbereich der Anderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Hu 117 um-
fasst im Stadtbezirk Dortmund-Huckarde das Grundstiick Arminiusstralie 80 und grenzt
westlich an die Arminiusstrale, stdlich an die Strale ,,Huckarder Heide*, 6stlich an das
Flurstick 1533 und nérdlich an das Grundstiick Arminiusstral3e 82. Die genauen Ab-
grenzungen sind dem Ubersichtsplan zu entnehmen.

Bei dem Grundstlck handelt es sich um ein unbebautes, eingezéuntes Grundstlick der
DEW 21. Das Grundstiick ist mit Rasen, Strauchern und einem Baum bewachsen.
Langs der Arminiusstralie gibt es eine Baumreihe, welche von der geplanten BaumaR-
nahme nicht betroffen ist.

Der bisherige Grundsttickseigentiimer DEW 21 bendtigt die geplante Art der Nutzung
des Bebauungsplanes Hu 117 (,,Flache fiir Versorgungsanlagen®) nicht mehr. Die Fest-
setzung ist daher Gberholt.

Das Grundstiick befindet sich in einem allgemeinen Wohngebiet, ndrdlich des RoRba-
ches am Ortseingang zu dem Stadtteil Huckarde. Der Umgebungsbereich des Bebau-
ungsplanes ist durch Ein- und Mehrfamilienhduser gepragt.

In direkter Nachbarschaft auf der Westseite befindet sich ein Wohnkomplex des sozia-
len Wohnungsbaus. Der Wohnkomplex besteht aus acht 4-geschossigen Mehrfamilien-
hausern mit einer Einzellange zwischen 25 und 60 m sowie einer Breite von je 11 m.

Weiter nordlich, ca. 250 m entfernt in Richtung Ortsmitte liegt an der Rahmer Stral3e das
Caritas Altenzentrum St. Antonius.

Im Norden grenzt das Flurstiick 1251 mit dem privaten Wohnhaus Arminiusstral3e 82 an.
Des Weiteren befindet sich an der nordlichen Spitze des Planbereiches eine Transforma-

torenstation der DEW 21. Diese soll erhalten bleiben und wird in die Planung mit einbe-

zogen.

An der gesamten westlichen Grundstiicksgrenze liegt ein nicht 6ffentlicher Parkplatz, der
durch eine Schrankenanlage die Zuwegung eingrenzt. Dieser Parkplatz gehort zu dem west-
lich gelegenen Wohnkomplex.
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Bestehendes Planungsrecht

Ziele der Raumordnung und Landesplanung

Der Regionalplan Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund —
westlicher Teil — Dortmund — Kreis Unna — Hamm (wirksam seit 18.08.2004), stellt den
Anderungsbereich als ,,Allgemeine Siedlungsfliche dar.

Darstellung des Flachennutzungsplanes

Der seit dem 31.12.2004 rechtsverbindliche Flachennutzungsplan der Stadt Dortmund
stellt den Anderungsbereich als Wohnbauflache dar.

Landschaftsplan Dortmund- Mitte

Der seit dem 19.01.1996 rechtsverbindliche Landschaftsplan Dortmund-Mitte enthalt
flr den Anderungsbereich keine Festsetzungen.

Bauplanungsrecht

Die seit dem 27.09.1996 rechtskréftige And(_e.rung Nr. 3 des Bebauungsplanes Hu 117
— verlangerte Arminiusstralie — setzt in dem Anderungsbereich eine Versorgungsflache
— Trafostation — zugunsten der DEW 21 fest.

Ziel und Zweck der Planung

Ziel der Anderung des Bebauungsplanes ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zur Realisierung einer Wohnanlage mit 24 altengerechten und mit 6ffent-
lichen Mitteln geférderten Wohnungen, einem Gemeinschaftsraum und 4 frei finanzier-
ten Wohnungen.

Dieses Ziel der Schaffung von Wohnraum im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, steht in
Ubereinstimmung mit den stadtentwicklungspolitischen Zielen.

Die Grundsatze der Siedlungsentwicklung fiir den Wohnungsbau leiten sich aus dem Fl&-
chennutzungsplan und dem Kommunalen Wohnkonzept Dortmund ab. Die Ausweisung von
Bauland flr den Wohnungsneubau bleibt auch unter Beachtung gednderter Rahmenbedin-
gungen wie der demografische Wandel weiterhin ein wichtiges Instrument der Stadtent-
wicklungsplanung. Ein bedarfsgerechtes Baulandangebot leistet einen bestdndigen Beitrag
zur notwendigen Erneuerung und Anpassung des Wohnungsbestandes und zur Attraktivi-



tatssteigerung der Stadt. Damit werden die Voraussetzungen fiir eine bessere Einwohner-
bindung und eine erhéhte Zuwanderungsbereitschaft geschaffen. Die Umsetzung der woh-
nungspolitischen Ziele erfolgt jeweils sehr eng abgestimmt auf den kleinrdumigen Kontext,
das konkrete VVorhaben und die unterschiedlichen Zielgruppen. Ein besonderes Augenmerk
gilt dabei den Familien, den Senioren und den Menschen mit Behinderungen.

Als zentrales Steuerungsinstrument zur marktgerechten Anpassung des Baulandangebots
hat die Verwaltung in den letzten Jahren ein Baulandmonitoringsystem aufgebaut. Dies er-
moglicht eine zeitnahe qualitative Analyse des Dortmunder Wohnbaufl&dchenpotenzials. Auf
dieser Grundlage kann ein kontinuierlicher Abgleich zwischen Angebot und Nachfrage er-
folgen, um Handlungsempfehlungen abzuleiten. Dieses geschieht im Rahmen der fachdm-
tertibergreifenden Arbeitsgruppe Wohnen. Die Ergebnisse werden im jahrlich erscheinen-
den Wohnungsmarktbericht der Biirgerschaft und den politischen Gremien vorgelegt.

Der Innenentwicklung ist auch aus Griinden des Freiraumschutzes eine vorrangige Be-
deutung beizumessen. Dieses schlief3t auch die Umnutzung brachliegender oder unter-
genutzter Flachen zu Gunsten einer wohnbaulichen Nutzung ein. Neben dem Aspekt der
quantitativen Stabilisierung des Wohnraumangebotes wird durch Neubaumal3nahmen
insbesondere auch eine qualitative Verbesserung des Wohnungsangebotes erreicht. Dies
gilt sowonhl fir die Bereitstellung barrierefreier als auch energetisch optimierter Woh-
nungen.

Vor diesem Hintergrund stehen die Investitionsabsichten eines Privatinvestors, im Be-
reich Arminiusstral3e 80 / Huckarder Heide 28 Wohneinheiten und einen Gemein-
schaftsraum neu zu schaffen, mit den stadtentwicklungs- und wohnungsbaupolitischen
Zielen der Stadt Dortmund in vélliger Ubereinstimmung. Das Vorhaben dient der
Schaffung altengerechten, sozialen Wohnraums in einem Quartier, das aufgrund seiner
Né&he unter anderem zu den zentralen Versorgungsbereichen und dem Caritas Altenzent-
rum St. Antonius an der Rahmer StraRe Uber eine sehr gute Ausstattung im Bereich der
Nah- und Altenversorgung sowie eine gute Anbindung an das 6ffentliche Personennah-
verkehrsnetz verfugt.

Stadtebauliches Konzept

Das stadtebauliche Konzept der geplanten Wohnbebauung sieht eine Ergédnzung des so-
zialen Wohnkomplexes an der Huckarder Heide vor. Die dort vorhandenen viergeschos-
sigen Gebaudeeinheiten dienen in ihrer Architektur und Geometrie als VVorlage fiir die
geplante Wohnbebauung zur Arrondierung des Areals in 6stlicher Richtung.



Unter Beachtung der vorhandenen Hohensituation zwischen der Arminiusstralie und der
,Huckarder Heide" entsteht eine StraRenrandbebauung mit 3 VVollgeschossen und einem
zusatzlichen, auf den Langsseiten gestaffelten 3. Obergeschoss, welches mit einem Pult-
dach ausgebildet wird. Der Dachfirst befindet sich auf der Westseite, die Traufe auf der
Ostseite und verlauft parallel zur Arminiusstralie.

Der Stellplatzbedarf der geplanten Wohnbebauung mit 28 Wohneinheiten ist auf der
Westseite des Grundstiickes vorgesehen, in Richtung der vorhandenen Stellplatze des
Wohnkomplexes ,,Huckarder Heide“. Um die befestigten Flachen und den Ausblick von
den Wohnungen auf die parkenden Autos zu minimieren, sollte entsprechend der vor-
liegenden Entwurfsplanung die 6stliche Stellplatzreihe unter die Balkone des Erdge-
schosses gezogen werden.

An der westlichen Grundstuicksgrenze sind Grinflachen mit der entsprechenden Be-
pflanzung als Eingriinung der Stellplatzanlage vorgesehen. Die an der dstlichen Grund-
stiicksgrenze vorhandene Baumreihe wird im Bebauungsplan als zu erhalten festgesetzt.

Art der baulichen Nutzung

Entsprechend den Darstellungen des Flachennutzungsplanes und der geplanten wohn-
baulichen Folgenutzung erfolgt die Festsetzung der Art der baulichen Nutzung als All-
gemeines Wohngebiet (WA) gemal 8 4 BauNVO.

Eine Kklarstellende Akzentuierung erfolgt im Sinne des Zieles, Wohnraum zu schaffen,
durch den Ausschluss der im Allgemeinen Wohngebiet laut 8 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5
BauNVO ausnahmsweise zul&ssigen Nutzungskategorien:

o Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

e Sonstige nicht storende Gewerbebetriebe,
e Anlagen fur Verwaltungen,

e Gartenbaubetriebe,

e Tankstellen.

Davon ausgenommen sind Solarenergieanlagen / Photovoltaikanlagen / Blockheiz-
kraftwerke als nicht stérendes Gewerbe, wenn die Anlagen dem Gebaude baulich unter-
geordnet sind und auf bzw. in dem Gebdude errichtet werden (Garagendécher, Dachfla-
chen, Keller). Damit soll die Mdglichkeit geschaffen werden, Strom, der Uber eine der-
artige Anlage erzeugt wurde, an den értlichen Stromerzeuger abzugeben.



6.

MalR der baulichen Nutzung

Als MaR der baulichen Nutzung wird im Plangebiet gemal} § 16 Abs. 2 BauNVO fest-
gesetzt:

e Die Grundflachenzahl,
e die Geschossflachenzahl sowie
e die Zahl der Vollgeschosse.

Es wird eine Grundflachenzahl von 0,4 festgesetzt. Damit wird sichergestellt, dass eine
flachensparende Bebauung realisiert werden kann, die sich in das Umfeld einfligt und
gleichzeitig eine ausreichende Durchgriinung sichert, die gesunde Wohnverhéltnisse
gewahrleistet.

Die Mehrfamilienh&user kénnen entsprechend der Nachbarbebauung mit maximal vier
Vollgeschossen errichtet werden. Die maximal zuldssige Geschossflachenzahl betragt
1,2.

Bauweise und Uberbaubare Grundsticksflachen

Als Bauweise wird gemaR § 22 Abs. 4 BauNVO die offene Bauweise mit der Abwei-
chung festgesetzt, dass Gebéaude tber 50 m Lénge zulassig sind. Hierdurch soll die
Madglichkeit eroffnet werden, eine langere geschlossene Gebaudeseite zur Arminius-
stralRe auszubilden, um so eine schallabschirmende Wirkung zu erzielen.

Die Uberbaubare Grundstiicksflache wird durch die Festsetzung einer Baugrenze be-
stimmt. Diese ermdglicht eine ca. 16,20 m tiefe Straenrandbebauung an der Arminius-
strafe.

Gestalterische Festsetzungen

Um die Abstellpléatze fur Mullbehélter zum 6ffentlichen Raum hin optisch abzugrenzen
sind diese dauerhaft einzugriinen, z. B. durch eine Rankkonstruktion unter Verwendung
von Rank- und / oder Kletterpflanzen oder andere EingriinungsmaRnahmen wie He-
cken.
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11.
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Griunordnerische Festsetzungen

An der Ostlichen Grundstucksgrenze befindet sich eine Reihe von Linden. Diese sind in ih-
rer wichtigen 6kologischen Funktion sowie als ,,Grinkulisse” zum Straenraum der Armi-
niusstrale inklusive eines ausreichend breiten Beetes nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB zu
erhalten.

Hierdurch sind Einschrénkungen bei den BaumalRnahmen im Bereich der Ba&ume unter Be-
achtung der Baumschutzsatzung und der VVorschriften nach DIN 18920 sowie der RAS LP 4
verbunden.

Verkehrliche ErschlieRung und ruhender Verkehr

Die straBenseitige Erschlieung erfolgt Gber die ,,Huckarder Heide* mit Zufahrt zu den
Stellplatzen. Der zu erwartende geringe Ziel- und Quellverkehr aus dem Plangebiet
kann Uber das vorhandene Stral3ennetz leistungsféahig abgewickelt werden.

Der ruhende Verkehr des Planvorhabens wird insgesamt auf den vorgesehenen 28 Stell-
platzen auf der westlichen Grundstiickshélfte untergebracht. Hierbei wird jeder Wohn-
einheit ein Stellplatz zugeordnet. Angesichts der guten Anbindung des Gebietes und der
Né&he zum Ortskern mit der Anbindung an das Netz des 6ffentlichen Personennahver-
kehrs ist dieser Stellplatzschlussel situationsgerecht.

Umweltbelange

Umweltprifung / Umweltbericht

Der bisherige Grundsttickseigentiimer DEW 21 kann und will die Festsetzung der Art
der Nutzung des Bebauungsplanes Hu 117 (,,Flache fur Versorgungsanlagen®) fir das
Flurstlick 1532 (Flur 5, Gemarkung Huckarde) nicht mehr ausnutzen. Die Festsetzung
ist daher Gberholt. Da zudem die Flache der Anderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Hu
117 bezogen auf dessen Gesamtfldche deutlich untergeordnet ist und keine weiteren
Festsetzungen des Bebauungsplanes (wie z. B. Verkehrs- oder Grunflachen) betroffen
sind, werden die Grundziige der Planung durch die Anderung des Bebauungsplanes
nicht beriihrt. Die Anderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Hu 117 erfolgt somit im ver-
einfachten Verfahren gemaR § 13 BauGB.

Gemal} § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird von einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4, von
dem Umweltbericht nach 8 2a und von der Angabe nach 8 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, wel-
che Arten umweltbezogener Informationen verfigbar sind, abgesehen.
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Unabhéngig von der nicht erforderlichen Erstellung eines Umweltberichtes sind die Be-
lange des Umweltschutzes geméaR 8 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sachgerecht bei der Aufstel-
lung dieses Bebauungsplanes zu berticksichtigen. Auf Grund der Lage des Baugebietes
in verdichteter innerstadtischer Lage sind priméar die umweltbezogenen Auswirkungen
auf den Menschen und seine Gesundheit zu beachten und zu bewerten. Hierzu wurden
fachgutachterliche Untersuchungen zu den verkehrsbedingten L&rmimmissionen vorge-
nommen. Es liegt auRerdem eine Untersuchung zu Bodenbelastungen vor.

Artenschutzrechtliche Prifung

GemaR Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009, zuletzt geéndert durch Artikel 2
Absatz 24 des Gesetzes vom 6. Juni 2013 (BGBI. | S. 1482), sind bei geplanten Bau-
vorhaben die Auswirkungen auf geschiitzte Arten zu betrachten. Grundsatzlich zu be-
achten sind dabei die Verbotsregelungen der 88 42 und 43 BNatSchG (Verletzungs- und
Tdtungsverbote, Verbot erheblicher Stdrung, Zerstérungsverbot von Lebensstétten;
Ausnahmen).

Im raumlichen Geltungsbereich der Anderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Hu 117 — ver-
ldngerte Arminiusstralie - kommen keine seltenen oder geféahrdeten bzw. planungsrele-
vanten Tier- und Pflanzenarten vor. Einzelne Brutstandorte von haufigen und nicht pla-
nungsrelevanten VVogelarten (z. B. Mauersegler, Amsel, Elster etc.) sind nicht auszu-
schlieRen.

Beztiglich der im Planbereich potentiellen Lebensstdtten von nicht planungsrelevanten
Vogelarten werden die Verbote von § 44 (1) BNatSchG nicht verletzt, da im verbleiben-
den Umfeld noch Nistmdglichkeiten vorhanden sein werden. Zudem befinden sich die
betreffenden VVogelarten in NRW in einem gunstigen Erhaltungszustand und sind im
Regelfall nicht von populationsrelevanten Beeintrachtigungen bedroht (MUNLY 2008).

Es kann davon ausgegangen werden, dass die dkologische Funktion der Fortpflanzungs-
und Ruhestatten von potentiell betroffenen Tierarten in der néheren Umgebung weiter-
hin gewéhrleistet sein wird. Damit sind die Ausnahmevoraussetzungen nach § 44 (5)
BNatSchG erfullt, so dass die Verbotstatbestdnde nach § 44 (1) BNatSchG nicht zum
Tragen kommen.

Allerdings sind die gemaR § 39 Bundesnaturschutzgesetz vorgegebenen Bauzeitenbe-
schréankungen in Bezug auf die Gehdlzbeseitigung zu beachten, die im Rahmen der ein-
zelnen Baugenehmigungen als Auflagen erteilt werden.



11.3 Larmschutz

Zur genauen Beurteilung schallrelevanter Einwirkungen auf das Plangebiet und den
Umgebungsbereich, auch unter Beriicksichtigung des planbedingten Zusatzverkehrsauf-
kommens, wurde eine Gerauschimmissions-Untersuchung durchgefiihrt.

Auf Grund der Lage des Plangebietes sind die Schallimmissionen, verursacht durch den
StraBenverkehr auf der Arminiusstralle, fir das Plangebiet mal3gebend.

Die Berechnung zum Verkehrslarm erfolgte auf der Grundlage der durch die Stadt Dort-
mund zur Verfligung gestellten VVerkehrszahlen (Analyseverkehrsbelastung). Fur die
Prognoseverkehrsbelastung ist geméall Aussage der Stadt Dortmund nur eine geringfigi-
ge Zunahme des Verkehrsaufkommens von ca. 5 % zu erwarten.

Die Berechnungsergebnisse zum StraRenverkehrslarm zeigen, dass sich auf der Grund-
lage der Prognoseverkehrsbelastung auf der Arminusstra3e fur die zur Stral3e hin orien-
tierte Ostfassade die Larmpegelbereiche 111 und IV gemaR DIN 4109 ergeben. An der
rickwartigen Westfassade des geplanten Wohnhauses ergeben sich die Larmpegelberei-
che I bis 11.

Fur das Erdgeschoss bis zum 2. Obergeschoss der geplanten Bebauung sind daher pas-
sive SchallschutzmaBnahmen durch eine Schallschutz — Grundrisslésung vorgesehen. In
dieser Planung werden die Aufenthaltsrdume (Wohn- und Schlafrdume) nach Westen
von der Arminiusstrale abgewandten Fassade ausgerichtet (Larmpegel 1 und I1). Fur das
Staffelgeschoss ist keine Schallschutz- Grundrisslésung geplant.

Der Bebauungsplan setzt zusétzlich fest, dass schallschiitzende AuRenbauteile wie z.B.
Schallschutzfenster (entsprechend der VVDI-Richtlinie 2719), AuRRentiiren, Dachflachen,
Wande etc. zu verwenden sind, falls die erforderlichen Innenschallpegel nicht schon
durch die Grundrissgestaltung eingehalten werden kénnen.

Die schalltechnischen Auswirkungen durch den geplanten Neubau auf die Bestandsbe-
bauung an der ArminiusstralRe bzw. an der Strale ,,Huckarder Heide* wurden ebenfalls
untersucht (Analysefall und Prognosefall). Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass sich
durch die geplante Bebauung im Plangebiet und den dadurch entstehenden Zusatzver-
kehr einschlielich der zu erwartenden Steigerung des Verkehrsaufkommens von ca. 5
% (Prognosefall) Erh6hungen des Beurteilungspegels von bis zu 0,8 dB(A) am Tag und
in der Nacht an der Bestandbebauung ergeben.

Fur die Situation einer rein fur Wohnzwecke genutzte Stellplatzanlage gibt es keine
rechtsverbindlichen Grundlagen zur Bewertung der Schallimmissionen. Daher wurde im

! Peutz Consult GmbH, Schalltechnische - Untersuchung zur B-Plan Anderung Hu 117 — verlangerte

Arminiusstralie — in Dortmund, Ortsteil Huckarde, 28. Oktober 2013
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vorliegenden Fall die TA- Larm als Beurteilungsgrundlage hilfsweise herangezogen,
um eine Bewertung der Schallimmissionen an der Nachbarbebauung durchfiihren zu
kdnnen.

Die zum Wohnhaus gehérige Pkw Stellplatzanlage mit 28 oberirdischen Stellplatzen
soll westlich des geplanten Wohnhauses bzw. 6stlich der bestehenden Stellplatzanlage
(ca. 58 Stellplatze) an der ,,Huckarder Heide* errichtet werden und dient im Wesentli-
chen der Aufnahme des ruhenden Verkehrs fur die Wohnnutzungen.

Im Rahmen der Immissionsberechnung wurden im ersten Schritt die Beurteilungspegel
an der umliegenden Bestandbebauung bei Nutzung der geplanten Stellplatzanlage ermit-
telt.

Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die Immissionsrichtwerte an allen Immissions-
orten an der Bestandsbebauung im Umfeld am Tage um mindestens 12 dB(A) und in
der Nacht um mindestens 3 dB(A) unterschritten werden,

In einem weiteren Schritt wurde die Schallimmission bei der Nutzung der im Bestand
vorhandenen Stellplatzanlage auf die geplante Wohnbebauung (altengerechtes Wohn-
haus) untersucht. Hier zeigen die Berechnungsergebnisse, dass die Immissionsrichtwer-
te an allen Immissionsorten an der geplanten Bebauung am Tage um mindestens 8
dB(A) unterschritten werden. Im Nachtzeitraum ergeben sich geringfugige Immissions-
richtwertlberschreitungen von maximal 1 dB(A). Die erforderlichen Innenpegel werden
jedoch eingehalten.

Bei Berechnungen unter Beriicksichtigung des Betriebes beider Stellplatzanlagen zei-

gen, dass die Immissionsrichtwerte an der umliegenden, nicht zu den Stellplatzanlagen
zugeordneten, Wohnbebauung am Tag um mindestens 9 dB(A) unterschritten werden.
In der Nacht wird der Immissionsrichtwert eingehalten.

Luftschadstoffimmissionen

Direkte verkehrsbedingte Luftschadstoffimmissionen wirken auf das Plangebiet nicht
ein. Es liegen keine Erkenntnisse vor, dass die Immissionsgrenzwerte der 39. BImSchV
(Verordnung tber Luftqualitatsstandards und Emissionsgrenzen) tberschritten sind. Die
zu erwartende Verkehrsfrequenz wird nicht dazu flihren, dass es zu langeren Standzei-
ten von Pkw im 6ffentlichen StraBenraum oder dem Zufahrtsbereich kommt.

Altlasten, Abfallwirtschaft, Bodenaushub

Das Kataster 1 : 5.000 der Stadt Dortmund tber Altstandorte, Altablagerungen und Ver-
dachtsflachen enthélt fur das Plangebiet keine Kennzeichnungen. Auch von Untersu-

10



chungen im weiteren Umfeld sind keine Hinweise auf Kontaminationen des Bodens be-
kannt, so dass seitens der Unteren Bodenschutzbehérde im Vorfeld keine Untersuchung
der Fl&che gefordert wird.

Unabhéngig von der nicht erforderlichen Bodenuntersuchung wurde im Februar 2004
durch die Ingenieurgesellschaft Koster & Kremke? ein Baugrundgutachten erstellt.

Bei den durchgefihrten Rammkernsondierungen wurde folgender Bodenaufbau ange-
troffen:

Bis 0,5 m - 0,85 m Tiefe: Auffullung aus humosen Oberbdden, feinsandig, schwach
toniger, humoser bis stark humoser Schluff mit generell wenig Beimengungen an Koh-
le, Koks Ziegelbruch/ Bauschutt oder Bergematerial.

Bis ca. 2,30 m/ 3,30 m Tiefe: Auelehm / Auesand: in den Tiefen bis 1,9 m feinsandi-
ger bis stark feinsandiger, in den oberen Zonen schwach toniger Schluff mit einer steif
bis weich/breiige Konsistenz. Von 2,30 m bis 3,30 m Tiefe folgen stark feinsandiger
Schluff und stark schluffiger Feinsand . Hierbei handelt es sich um einen Schichthori-
zont aus Auelehm und Auesand.

Bis 5 m Tiefe: Niederterassenablagerungen: bis 4,20 m / 4,70 m wurden schwach bis
stark schluffige Fein- bis mittelsande angetroffen, die bisweilen Schlufflagen oder —
linsen bzw. reine Sandlinsen enthielten. Bis zur Endtiefe der Sondierungen wurden
Fein- bis Grobsande mit bereichsweise wenig Feinkies angetroffen.

Eine chemische Untersuchung ist aus gutachterlicher Sicht nicht erforderlich. Der hu-
mose Oberboden kann fir die Gestaltung von Grunanlagen auf dem Grundstuck, der
Auelehm zur Gelandemodellierung verwendet werden.

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass im Rahmen einer friheren Grundstucksuber-
tragung Aussagen zu moglichen Beeintrachtigungen der Bodenbeschaffenheit und
Stand sicherheit erfolgten. Diese moglichen Beeintrachtigungen sind bei zukunftigen
BaumafRnahmen zu beachten.

11.6 Methanausgasungen

Die Karte der potentiellen Methangasaustritte im Stadtgebiet Dortmund (Stand: Oktober
2002) unterteilt das Stadtgebiet in mehrere Bereiche hinsichtlich der Austrittswahr-
scheinlichkeit. Das Plangebiet liegt in Zone 2 dieser Karte. Danach sind Methangasaus-
tritte ,,hinreichend wahrscheinlich®, konkrete Austritte aber nicht bekannt. Im bauord-
nungsrechtlichen Prufverfahren ist darauf hinzuweisen, dass vom Umweltamt unter ge-

% Koster & Kremke, Ingenieurgesellschaft fiir Umwelttechnik, Wasser- und Abfallwirtschaft, Baugrundgut-
achten fur den Neubau einer 110 KV- Station vom 12.02.2004
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11.7

12.

13.

planten Gebauden eine passive Gasflachendrainage oder ein vergleichbares Sicherungs-
system empfohlen wird. In den Bebauungsplan wurde ein entsprechender Hinweis auf-
genommen.

Baumschutzsatzung

Soweit keine anderen Regelungen getroffen werden, gelten fur den vorhandenen Baum-
bestand die Bestimmungen der "Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der Stadt
Dortmund" in der jeweils glltigen Fassung.

Niederschlagswasser

Hinsichtlich des Niederschlagswassers ist im Rahmen des Genehmigungsverfahrens
von Bauvorhaben in jedem Fall unter Hinzuziehung der "Satzung tber die Entwasse-
rung der Grundstiicke in der Stadt Dortmund™ in ihrer jeweils aktuellen Fassung (letzter
Stand 30.04.2008) zu prifen, ob der Abfluss des Niederschlagswassers von Hofflachen
durch geeignete MalRinahmen, wie zum Beispiel versickerungsfahiges Pflaster, auf dem
Grundstuck erfolgen kann. Soweit die Mdglichkeit besteht, sollte hiervon Gebrauch
gemacht werden. Die wasserrechtlichen Vorschriften sind hierbei zu beachten. In den
Bebauungsplan wurde ein entsprechender Hinweis zur Beseitigung von Nieder-
schlagswasser aufgenommen.

Der vorliegende Nachweis zur Uberflutungssicherheit vom 08.04.2014 ist im Bauge-
nehmigungsverfahren vorzulegen.

Energiekonzept

Die energetischen Anforderungen an das Geb&ude ergeben sich aus den Bestimmungen
der novellierten Energieeinsparverordnung (EnEV 2014), welche am 01.05.2014 in
Kraft getreten ist. Zu beriicksichtigen ist, dass aufgrund der 6rtlichen Gegebenheiten ei-
ne Ausrichtung des Gebdudes nach den Anforderungen einer optimierten Solarnutzung
nicht sinnvoll ist.

Der Beschluss des Rates Uber ,,Energieeffizienz im Neubau* vom 08.07.2010, welcher
die Erstellung von Energiekonzepten im Rahmen der Bauleitplanung fordert, ist nicht
anzuwenden, da Planungsrecht fir deutlich weniger als 50 Wohneinheiten geschaffen
wird.
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14.

15.

16.

Kampfmittel

Die durch die Bezirksregierung Arnsberg vorgenommene Auswertung der Luftbilder
lasst im Anderungsbereich des Bebauungsplanes keine Bombardierung und keinen Ar-
telleriebeschuss erkennen.

Vorsorglich ist hinsichtlich des geplanten Bauvorhabens folgendes zu beachten:

Weist bei der Durchfiihrung des Bauvorhabens der Erdaushub auf aul3ergewohnliche
Verféarbung hin oder werden verdéachtige Gegenstédnde beobachtet, sind die Arbeiten so-
fort einzustellen und der Kampfmittelbeseitigungsdienst iber das Ordnungsamt der
Stadt Dortmund- Allgemeine Gefahrenabwehr- bzw. tber die Polizei einzuschalten.

Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen.

Denkmalschutz

Innerhalb des Plangebietes und dem naheren Umgebungsbereich befinden sich keine in
die Denkmalliste eingetragenen Baudenkmale.

Bei Bodeneingriffen kénnen Bodendenkmaler (kultur- und / oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, das heit Mauern, alte Graben, Einzelfunde aber auch Veranderungen und
Verfarbungen in der nattrlichen Bodenbeschaffenheit, Hohlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und / oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) ent-
deckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmaélern ist der Stadt Dortmund als Unte-
rer Denkmalbehorde (Tel 0231 — 50-24292, Fax 0231 — 50-26730) und / oder dem
Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) - Arch&ologie fir Westfalen, Aullenstelle
Olpe (Tel. 02761 / 9375-0, Fax 02761 / 937520) unverziglich anzuzeigen und die Ent-
deckungsstétte mindestens drei Werktage in unverandertem Zustand zu erhalten (8 15
und 8 16 Denkmalschutzgesetz NRW, DSchG NRW), falls diese nicht vorher von den
Denkmalbehdrden freigegeben wird. Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe ist be-
rechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten und fur die wissenschaftliche Er-
forschung bis zu 6 Monate in Besitz zu nehmen (8§ 16 Abs. 4 DSchG NRW).

Bergbau

Nach Aussagen der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau und Energie so-
wie der betroffenen Bergfeldeigentiimer ist nach den vorliegenden Unterlagen im Ande-
rungsbereich kein einwirkungsrelevanter Bergbau dokumentiert. Mit bergbaulichen
Nachwirkungen auf das Plangebiet ist daher nicht zu rechnen.
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17.

18.

19.

Flachenbilanzierung

Allgemeines Wohngebiet (WA) 2.167 m?

Stadtebaulicher Vertrag

GemaR dem Ratsbeschluss vom 01.09.1994 sollen vorrangig solche Flachen planungs-
rechtlich gesichert werden, deren Eigentimer mindestens 25 % der Planungsflache der
Stadt zum Ausgangspreis zur Verfligung stellen. Es ist alternativ ausreichend, wenn die
jeweiligen Eigenttmer sich durch Vertrag verbindlich verpflichten, Bauland in ange-
messenem Umfang fiir den sozialen Wohnungsbau bereitzustellen.

Zwischen dem Vorhabentrdger und dem Liegenschaftsamt der Stadt Dortmund ist hierzu
am 14.10.2014 eine entsprechende Vereinbarung getroffen worden, mit der der VVorha-
bentréger sich verpflichtet, 24 Wohneinheiten mir einer gesamten Nettogeschossflache von
ca. 1.300 gm zu errichten und dem gefdrderten Mietwohnungsbau zur Verfligung zu stellen.

Kosten

Samtliche mit dem Vorhaben in Verbindung stehenden Kosten werden vom Vorhabentra-
ger Gbernommen.

Dortmund, 29.10.2014

Wilde
Ltd. Stadt. Baudirektor

14



	1. Räumlicher Geltungsbereich und gegenwärtige SituationDer räumliche Geltungsbereich der Änderung Nr. 5 des Bebauungsplanes Hu 117 umfasst im Stadtbezirk Dortmund-Huckarde das Grundstück Arminiusstraße 80 und grenzt westlich an die Arminiusstraße, südlich an die Straße „Huckarder Heide“, östlich an das Flurstück 1533 und nördlich an das Grundstück Arminiusstraße 82. Die genauen Abgrenzungen sind dem Übersichtsplan zu entnehmen.
	2.     Bestehendes Planungsrecht
	2.1 Ziele der Raumordnung und LandesplanungDer Regionalplan Regierungsbezirk Arnsberg, Teilabschnitt Oberbereich Dortmund – westlicher Teil – Dortmund – Kreis Unna – Hamm (wirksam seit 18.08.2004), stellt den Änderungsbereich als „Allgemeine Siedlungsfläche“ dar.
	2.2 Darstellung des FlächennutzungsplanesDer seit dem 31.12.2004 rechtsverbindliche Flächennutzungsplan der Stadt Dortmund stellt den Änderungsbereich als Wohnbaufläche dar.
	2.3 Landschaftsplan Dortmund- Mitte
	Der seit dem 19.01.1996 rechtsverbindliche Landschaftsplan Dortmund-Mitte enthält für den Änderungsbereich keine Festsetzungen.
	2.4 Bauplanungsrecht
	           Die seit dem 27.09.1996 rechtskräftige Änderung Nr. 3 des Bebauungsplanes Hu 117 – verlängerte Arminiusstraße – setzt in dem Änderungsbereich eine Versorgungsfläche – Trafostation – zugunsten der DEW 21 fest.

	3. Ziel und Zweck der Planung
	4. Städtebauliches Konzept
	5. Art der baulichen Nutzung
	6. Maß der baulichen Nutzung
	7. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
	8. Gestalterische Festsetzungen
	9. Grünordnerische Festsetzungen
	10. Verkehrliche Erschließung und ruhender Verkehr
	11. Umweltbelange
	11.1 Umweltprüfung / Umweltbericht
	11.2 Artenschutzrechtliche Prüfung
	11.3 Lärmschutz
	11.4 Luftschadstoffimmissionen
	11.5 Altlasten, Abfallwirtschaft, Bodenaushub
	11.6 Methanausgasungen
	11.7 Baumschutzsatzung

	12. Niederschlagswasser
	13. Energiekonzept
	14. Kampfmittel
	15. Denkmalschutz
	16. Bergbau
	17. Flächenbilanzierung
	18. Städtebaulicher Vertrag

